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Welche Wirkung haben
Handys auf Jugendliche?
Diese Frage beschäftigt
gerade rund um den Glo-
bus: Australien etwa be-
schloss vor knapp einem
Jahr, dass Plattformen
wie Facebook, Youtube
oder Tiktok erst ab 16
Jahren erlaubt sein sol-
len. Andere Länder wol-
len dem Beispiel folgen,
in der Schweiz prüft der
Bundesrat derzeit, ob ein
gleiches Verbot dem Ju-
gendschutz dienen könn-
te. Dazu kommen gross-
flächige Handyverbote
wie etwa an den Aar-
gauer Schulen.

Konkrete Beobachtun-
gen zu demThemamachte
auch die Sekundarschule
Unteres Niederamt (SUN).
Dortgiltnämlichseiteinem
Jahr ein striktes Handyver-
bot: Von morgens um 7 bis
abends um 18 Uhr dürfen
die Jugendlichen es nicht

AnniinaMaurer benutzen, auf dem Schul-
areal müssen die Geräte
ausgeschaltetsein.Siemüs-
sen auch verstaut werden,
der Hosensack reicht nicht:
«Ein paar Spezialisten nah-
men die Handys einfach
mit auf die Toiletten und
haben sie da benutzt», sagt
Cyril Steiner. Er und Fabio
Tschudin sind die Co-
Schulleiter der SUN. We-
gen solchen Tricksereien
dürfe niemand mehr sicht-
bar ein Gerät auf sich tra-
gen.

Eltern reagieren
positiv auf Verbot
Eingeführt hat die Schule
die neue Regel, weil am
Standort Niedergösgen
der Handygebrauch
schon eingeschränkt war.
Dort liegt die Oberstufe
nämlich gleich neben der
Primarschule. «Wir
merkten, dass sich die Ju-
gendlichen in Niedergös-
gen mehr direkt aus-
tauschten und Gespräche

führten», sagt Cyril Stei-
ner. Er vermutet zudem,
dass Plattformen wie Tik-
tok sich negativ auf die
schulische Leistung, etwa
die Aufmerksamkeits-
spanne, auswirken. Da-
rum habe die Schule ein

Verbot erarbeitet und
auch am Standort Schö-
nenwerd eingeführt.

Wie haben die Eltern
und Jugendlichen darauf
reagiert? «Seitens Schul-
leitung rechneten wir mit
negativen Rückmeldun-

gen der Eltern, aber keine
einzige ist eingetrudelt.»
Im Gegenteil – Eltern wür-
den sich im Gespräch,
wenn schon, positiv äus-
sern, einige seien froh,
dass sichdieSchuleumdas
Thema kümmere.

Bei den Jugendlichen
habe die neue Regel an-
fangs nicht nur für Begeis-
terung gesorgt, so Steiner.
Heutewürden sie sich aber
alle gut an das Verbot hal-
ten.

Jugendliche führen
wiedermehrGespräche
Nach einem Jahr Verbot
zieht die SUN ein positives
Fazit und sieht eine Wir-
kung: «Die Jugendlichen
reden auf dem Schulareal
wieder mehr miteinan-
der», sagtSteiner.«Wirha-
ben ausserdem festge-
stellt, dassKonflikte in den
sozialen Medien abge-
nommen haben. Das ist
uns sehrwichtig:Die Schü-
ler und Schülerinnen sol-

len bei uns auch lernen,
dass sie im digitalen Raum
genauso sorgsam mit an-
deren umgehen müssen
wie im realen Leben.»

Die Schüler und Schü-
lerinnen der SUN erhalten
darum weiterhin digitale
Bildung, welche aktuell
mit weiteren Projekten
ausgebaut wird. Seit letz-
tem Schuljahr bekommen
alle Siebtklässler und -
klässlerinnen ein Leihge-
rät fürdenSchulunterricht.
ImUnterschied zu den pri-
vaten Geräten kontrolliert
die Schule aber, welche
Programme darauf instal-
liert sind und wie sie ge-
nutzt werden. So will die
Schule die Jugendlichen
begleitet an die digitale
Welt heranführen.

Wie sieht es an
anderen Schulen aus?
Andere Oberstufen im
Niederamt machen be-
züglich Handys und Ver-
boten ähnliche Erfahrun-

gen. An der Kreisschule
Mittelgösgen herrscht
schon länger ein Verbot.
«Kinder müssen natürlich
auch lernen, sich im digi-
talen Raum zu bewegen,
aber es kommt sehr da-
rauf an, in welchem Al-
ter», sagt Schulleiter And-
reas Basler. Auf dem
Schulareal sei das Handy
darum nicht erlaubt. Be-
sonders auf die zwischen-
menschlichen Kontakte
wirke sich das positiv aus.

In Trimbach müssen
die Schüler und Schülerin-
nen das Handy jeweils vor
Unterrichtsbeginn abge-
ben. Es wird dann wegge-
schlossen und am Mittag
von einer Lehrperson wie-
der zurückgegeben. Diese
Regel gelte seit ein, zwei
Jahren, sagt Sek.-I-Schul-
leiter Sacha Zambetti.
Auch er beobachtet, dass
die Jugendlichen seitdem
etwa in der grossen Pause
wieder mehr miteinander
redenwürden.

Die Kantonsschule Olten
beschäftigt die Solothur-
ner Politik. Insgesamt
gingen seit Mai 2025 drei
Vorstösse im Parlament
ein, die sichmit demThe-
ma Brandschutz nach der
erfolgten Sanierung be-
schäftigen. Die ersten
beiden Vorstösse reichte
SVP-Kantonsrat Matthias
Borner ein. Darin bemän-
gelte er, dassmehrereGe-
bäudeteile der Schule sei-
ner Ansicht nach nicht
den geltenden Normen
entsprechen würden.

Die Regierung verwies
in ihrer Antwort auf die
Vorstösse zweimal darauf,
dass die Sanierung fortlau-
fendvonFachpersonenbe-
gleitet undüberwachtwur-
de.Diebrandschutztechni-
sche Abnahme erfolgte
Ende 2022 durch die Solo-
thurnische Gebäudeversi-
cherung (SGV) und die
Bauabnahme Anfang 2023
durch die Baubewilli-
gungsbehörde. Weil die
Antworten der Regierung
Borner nicht überzeugten,
lancierte er gemeinsam
mit Markus Baltermi An-
fang September 2026
einen Volksauftrag, in wel-
chem sie die Regierung
aufforderten, die ver-
meintlichenMängel zu be-
heben.

Geländer zu niedrig,
Treppe zu schmal
Die Regierung distanzier-
te sich in dieser Zeitung
von den Vorwürfen Bal-

termis und Borners. Nun
melden sich die für die
Gebäudesicherheit zu-
ständigen Fachpersonen
zu Wort. Die Firma Risk
and Safety AGwurde vom
Kanton mit Sicherheits-
aufgaben an der Kantons-
schule Olten beauftragt.
Dazu gehörten die Be-
urteilung der Absturzsi-
cherheit und die Gewähr-
leistung der Sicherheit
während des laufenden
Schulbetriebs. Für brand-
schutztechnische Fragen
war die BDS Security De-
sign AG zuständig. Sie er-
klären das Vorgehen bei
der Kantonsschule Olten
und gehen die einzelnen
Vorwürfe der Initianten
durch.

Baltermi und Borner ge-
ben nach eigenenMessun-
gen an, dass ein Geländer
und eine Treppe den vor-
gegebenen Normen nicht
entsprechen würden. Sie
beziehen sich dabei auf die
Brandschutzrichtliniender
Vereinigung Kantonaler
Feuerversicherungen
(VKF) und die Norm 358
«Geländer und Brüstun-
gen» des Schweizerischen
Ingenieur- und Architek-
tenvereins (SIA).

Bei der Betrachtung
von bestehenden Normen
müsse klar zwischen be-
stehenden Gebäuden und
Neubauten unterschieden
werden, erklärt Ehrfried
Kölz, Geschäftsführer der
Risk and Safety AG. «Die

Norm 358 gilt für Neubau-
ten und muss auf be-
stehende Gebäude unter
Berücksichtigung von Be-
standsschutz, Schutz-
niveau undVerhältnismäs-
sigkeit übertragen werden.
Das wurde in der Vergan-
genheit durch die Schwei-
zer Rechtsprechung bestä-
tigt», sagt er.

Das Erreichen des
Schutzziels kann bei be-
stehenden Gebäuden
demnach durch eine ver-
tiefte Überprüfung nach-
gewiesen werden, obwohl
einzelne metrische Vorga-
ben nicht eingehalten wer-
den.

Zudemmüsse man bei
der Anpassung an neue
VorgabenauchdieVerhält-

nismässigkeit von Risiko
und Kosten beachten, sagt
Kölz. Selbst bei einer Schu-
le, die täglich von 1000
Schülerinnen und Schü-
lern benutzt wird, würde
die Rettung eines Men-
schenlebens durch weitere
Massnahmen an den Ab-
sturzsicherungen etwa
100 mal mehr kosten als
das, was man für die Si-
cherheit im Bauwesen üb-
licherweise investiert. «Es
geht dabei nicht darum,
aufgrund von Kosten die
Sicherheit einzuschrän-
ken»,betontMarcelBürge,
der Teil der Geschäftslei-
tung der Risk and Safety
AG ist. Es gebe lediglich
den Anlass, genauer zu
analysieren, welche Mass-

GianGaggiotti nahmen notwendig sind,
um das vorgegebene Si-
cherheitsniveau zu erfül-
len, erklärt der diplomier-

te Ingenieur. Und
dieses sei im kon-
kreten Fall er-
füllt.

Der
Fluchtweg im
Treppenhaus
der Kantons-
schule sei klei-

ner als im Stan-
dardkonzeptvorge-

sehen, bemängeln
Borner und Baltermi. Arti-
kel 11 der VKF-Brand-
schutznorm erlaubt jedoch
Abweichungen von Stan-
dardkonzepten. Demnach
können anstelle der vorge-
schriebenen auch alterna-
tive Brandschutzmassnah-
men eingesetzt werden,
sagt Brandschutzexperte
Matthias Grimm von der
BDS Security Design AG.
Zudem gelten die Brand-
schutzvorschriften gemäss
Artikel 2 der Brandschutz-
norm ausdrücklich für neu
zu erstellende Bauten. Das
Treppenhaus müsse im
Rahmen des umfassenden
Sicherheitskonzeptes be-
trachtet werden.

Um das geforderte
Schutzniveau zu erreichen,
wurden verschiedene Er-
satzmassnahmen umge-
setzt: Rauchabzugsanla-
gen, eine flächendeckende
Brandmelde- und Lösch-
anlage, die beide automa-
tisch funktionieren, und
Nutzungsbeschränkungen
in den Fluchtwegberei-
chen. «Zudem ist das klei-
ne Treppenhaus nicht der

einzige Fluchtweg des Ge-
bäudes», sagt Grimm.

MehrereBauabnahmen
erforderlich
Ein letzter Punkt, den die
beiden Volksauftrag-Ini-
tianten bemängelten, war,
dass mehrere Bauabnah-
men vonnöten waren, bis
die Kantonsschule final
abgenommen wurde. Ins-
gesamt gab es drei Bauab-
nahmen, bestätigt Grimm:
«Diese Anzahl von Abnah-
men entspricht dem übli-
chen Vorgehen bei kom-
plexen öffentlichen Ge-
bäuden», erklärt der
Brandschutzexperte. Dazu
gehörten eine Gesamtprü-
fung sämtlicher Brand-
schutzsysteme, die Prü-
fung der Löschanlage und
die Prüfung der Brandmel-
deanlage. Die dritte Prü-
fung sei praktisch mängel-
frei ausgefallen. Grimm
setzt den Vorwürfen der
Initianten entgegen, dass
eine mehrstufige Abnah-
me die Gebäudesicherheit
erhöhe und für die Quali-
tätssicherungsstufe spre-
che.

Aus ihrer Perspektive
gäbe es keine Begründung
für die Vorstösse, sind sich
Grimm, Bürge undKölz ei-
nig. Es wurden einzelne
Punkte beanstandet, ohne
Wissen um das gesamt-
heitliche Brandschutz-
und Sicherheitskonzept.
Trotzdem merkt Kölz an:
«Solche Sicherheitsbeden-
ken müssen ernst genom-
men und geprüft werden.
Und zwar lieber einmal zu
viel als zuwenig.»

Eine der zahlreichen Treppen in der Kantonsschule Olten ist den beiden Initianten zu schmal. Oben im Bild: Ehrfried
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Welchen Umgang Jugendliche mit Handys und Social
Media haben sollen, ist umstritten. Bild: Manuela Jans-Koch

«Die Jugendlichen reden wieder mehr miteinander»
Seit einem Jahr herrscht an der Sekundarschule UnteresNiederamt striktesHandyverbot. Das ist dabei herausgekommen.

Nun wehren sich die Brandschützer
Die zuständigen Experten erklären, weshalb die Sicherheitsvorwürfe gegenüber der Kanti Olten ungerechtfertigt sind.
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